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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau Hürland, Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, Franke (Osnabrück), Rollmann, Nordlohne, Frau Stommel, 
Frau Schleicher, Braun, Kroll-Schlüter und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/512 — 

betr. Aus- und Fortbildung von Fachkräften der Rehabilitation 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 15. August 1973 - II B 5 - 0104 - 6 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vor der Beantwortung der Einzelfragen zur Aus- und Fortbil- 
dung der Fachkräfte der Rehabilitation wird zur Gesamtproble- 
matik der Rehabilitation bemerkt: 

1. Die Bundesregierung hat der Rehabilitation und den mit ihr 
zusammenhängenden Aufgaben schon seit langem größte 
Bedeutung beigemessen. Bereits im April 1970 hat sie in 
Ausführung der Regierungserklärung vom Oktober 1969 das 
Aktionsprogramm Rehabilitation vorgelegt. Dieses Pro- 
gramm ruft alle an der Rehabilitation beteiligten Stellen zu 
enger und vertrauensvoller Zusammenarbeit auf. 

2. Der Kreis der Probleme, die sich aus der Rehabilitation und 
der Qualifizierung des dort wirkenden Personals ergeben, 
umfaßt mehrere große Lebensbereiche, die bei der Bundes- 
regierung von verschiedenen Ressorts verwaltet werden, 
und fällt mit zahlreichen und wichtigen Teilgebieten ganz 
oder überwiegend in die Zuständigkeit der Länder. Eine 
nicht unbedeutende Rolle spielen dabei auch verschiedene 
länderübergreifende Organisationen und Institutionen. 

3. Die große Zahl der Berufe, die im Dienste der Rehabilitation 
stehen, läßt sich im wesentlichen in vier Hauptgruppen ein- 
teilen, die folgenden Lebensbereichen zugeordnet sind: 

a) dem Bereich der Gesundheit, 

dem alle diejenigen Rehabilitationsberufe dienen, die mit 
den medizinischen Aspekten der Rehabilitation befaßt 
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sind (Ärzte, Krankenschwestern und -pfleger, Kranken- 
gymnasten, Masseure, Beschäftigungstherapeuten, Ar- 
beitstherapeuten, Psychiater, Orthoptisten) •, 

b) dem beruflichen Bereich, 

der alle diejenigen in der Rehabilitation wirkenden Fach- 
kräfte angeht, die die Behinderten im Hinblick auf ihre 
Eingliederung in das Berufs- und Arbeitsleben beraten 
und betreuen (Berufsberater, Berufshelfer, Schwerbeschä- 
digtenvermittler, Rehabilitationsberater, Ausbilder in 
Umschulungs- und Ausbildungszentren der beruflichen 
Rehabilitation ) ; 

c) dem sozialen Bereich, 

zu dem diejenigen Berufe gehören, die sich mit den sozia- 
len Belangen der Behinderten befassen (Sozialarbeiter, 
Sozialberater) *, 

d) demBildungsbereich, 

mit allen denjenigen Lehr- und Erziehungsberufen, die 
sich im Bereich der verschiedenen Schularten und Schul- 
^tufen sowie im Vorschul- und Sonderschulbereich dem 
Unterricht behinderter Kinder und Jugendlicher widmen 
(Sonderschullehrer, Sonderkindergärtnerinnen, Ausbil- 
dungsfachkräfte für die verschiedenen Bereiche der be- 
ruflichen Bildung der Behinderten, Logopäden, Psych- 
agogen, Schulpsychologen). 

Dieser Aufgliederung gemäß sind innerhalb der Bundesre- 
gierung der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit, der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft an der 
Lösung der Probleme der Aus- und Fortbildung des Perso- 
nals im Bereich der Rehabilitation interessiert und beteiligt. 

4. Die Zuständigkeit der Bundesregierung für die personellen 
Probleme der Rehabilitation ist - wie schon angedeutet - im 
ganzen sehr eingeschränkt, in den einzelnen Bereichen 
unterschiedlich. 

Grundsätzlich kann der Bund in erster Linie überall dort ko- 
ordinierend wirken, wo ihm Kompetenzen für die Gesetz- 
gebung eingeräumt sind. Dies ist im gesundheitlichen Be- 
reich bei den Heilberufen der Fall, die ja an der Rehabilita- 
tion wesentlich mitwirken. Hier kann der Bund gemäß Arti- 
kel 74 Nr. 19 GG auf dem Wege der konkurrierenden Ge- 
setzgebung die Zulassung zu ärztlichen und anderen Heil- 
berufen regeln, wenn - nach entsprechender Prüfung - ein 
Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung besteht. Die 
Durchführung der auf Grund von Artikel 74 Nr. 19 GG er- 
lassenen Bundesgesetze ist jedoch Sache der Länder. Die 
Bundesregierung hat hier nur sehr geringe Möglichkeiten 
der Mitwirkung und Einflußnahme. Im sozialen, im beruf- 
lichen und im Bildungsbereich liegt die Zuständigkeit für 
den Erlaß von Ausbildungsordnungen für rehabilitations- 
bezogene Berufe vorwiegend bei den Ländern. Die Bundes- 
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regiemng muß sich hier darauf beschränken, im Zusammen- 
wirken mit den Ländern Anregungen und Hinweise für eine 
Überprüfung und Anpassung der Ordnungen an die heutigen 
Erfordernisse der Rehabilitation zu geben. Sie ist jedoch be- 
müht, derartige Anregungen und Hinweise im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten fortlaufend zu erteilen. 

Nach diesen allgemeinen Vorbemerkungen beantworte ich die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit, dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung und dem Bundesminister der Finanzen 
wie folgt: 


1. Wie gedenkt die Bundesregierung die erforderliche enge Ko- 
operation aller beteiligten Stellen in Bund und Ländern zu 
erreichen? 

Im gesundheitlichen Bereich, wo der Bund gesetzgeberische 
Kompetenzen hat, sind für einen bedeutenden Teil der rehabili- 
tationsbezogenen Berufe bereits bundesgesetzliche Regelungen 
vorhanden, so z. B. die Bundesärzteordnung, das Krankenpflege- 
gesetz sowie das Gesetz über die Ausübung des Berufs des Mas- 
seurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des 
Krankengymnasten. 

Damit sind jetzt schon die meisten der wichtigsten Heilberufe, 
die bei der Rehabilitation mitwirken, in ihren Ausbildungsord- 
nungen bundesgesetzlich erfaßt, wodurch die Kooperation der 
beteiligten Stellen bei Bund und Ländern erheblich erleichtert 
wird. 

Für den Bereich der sozialen Berufe ist eine ständige und orga- 
nisatorisch feste Form der Kooperation der beteiligten Stellen 
bisher noch nicht gegeben. 

Bei den bisherigen Beratungen zu den Fragen der Berufe in der 
sozialen Rehabilitation kommt der Tätigkeit des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge und seiner Fach- 
ausschüsse, in denen freie Kräfte und Vertreter von Behörden 
Zusammenwirken, besondere Bedeutung zu. Das Ergebnis dieser 
Beratung war u. a. Gegenstand einer Empfehlung im Jahr 1972 
an alle Fachschulen und zuständigen Verwaltungen, Studien- 
pläne im Fachbereich Sozialwesen zu schaffen, die jedem künf- 
tigen Sozialarbeiter die Aneignung grundlegender Kenntnisse 
über Gesundheit und ihre Bedrohung, über Krankheit, ihre so- 
zialen Auswirkungen und ihre soziale Bedingtheit ermöglichen 
sollen. Hierbei sollen auch erweiterte Kenntnisse in den Berei- 
chen der Rehabilitation, Sozialpsychiatrie, Suchtkranken- und 
Suchtgefährdetenhilfe vermittelt werden. 


Um die Koordinierung weiter zu verbessern, unterstützt die 
Bundesregierung Bemühungen der interessierten Fachöffentlich- 
keit, eine ständige Konferenz für Aus- und Fortbildung der 
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Sozialarbeit und Sozialpädagogik zu bilden. Diese Konferenz 
hat sich die Behandlung wichtiger Grundsatzfragen in diesem 
Bereich zur Aufgabe gesetzt; es wird zu prüfen sein, ob und in- 
wieweit sie sich auch der berufspolitischen Fragen im Bereich 
der sozialen Rehabilitation annehmen kann. 

An erster Stelle der Bemühungen, den Rehabilitationseinrich- 
tungen und den Rehabilitationsträgern das erforderliche Fach- 
personal zur Verfügung zu stellen, standen bisher jedoch Maß- 
nahmen zur Fortbildung von Fachkräften der beruflichen Reha- 
bilitation, weil auf diesem Wege kurzfristig Erfolge zu erzielen 
sind. Es wurden Seminare zur gemeinsamen Fortbildung von 
Fachkräften aus allen Bereichen der Rehabilitation in Heidel- 
berg durchgeführt. In diesem Jahr werden erstmals Aufbau- 
seminare für spezielle Fachbereiche der Rehabilitation veran- 
staltet, und zwar für Ärzte, Psychologen und Fachkräfte der 
Rehabilitationsberatung. 

Gemäß den Forderungen des Bildungsgesamtplans nach best- 
möglicher Integration der Behinderten in das ganze Bildungs- 
system erarbeitet der Ausschuß für Sonderpädagogik des Deut- 
schen Bildungsrats z, Z. ein Konzept, das es ermöglichen soll, 
ein auf die optimale Förderung der Behinderten abgestimmtes 
Gesamtsystem der Bildungs- und Sozialeinrichtungen zu schaf- 
fen. Die Bundesregierung unterstützt auch eine Reihe von Mo- 
dellversuchen in verschiedenen Bundesländern, die der schuli- 
schen Integration behinderter Kinder dienen und der entspre- 
chenden Fortbildung der beteiligten Lehrer förderlich sind. Die 
Bundesrepublik beabsichtigt, alle diese Aktivitäten fortzusetzen 
und noch zu verstärken. 


2. Hält es die Bundesregierung für notwendig und ist sie bereit, 
einen Überblick über alle in der Rehabilitation tätigen Fach- 
kräfte zu schaffen einsdiließlidi einer genauen Bedarfsermitt- 
lung? 

Bis zu welchem Zeitpunkt wird ggf. ein solcher Überblick erstellt 
sein? 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, einen Überblick 
über alle in der Rehabilitation tätigen Fachkräfte zu schaffen 
und zu einer Bestandsaufnahme der für die einzelnen Fachkräfte 
aktuellen Probleme zu gelangen. Darüber hinaus ist es nach 
Auffassung der Bundesregierung ebenfalls erforderlich, den per- 
sonellen Bedarf möglichst genau zu ermitteln. 

Für den Bereich der Heilberufe läßt sich ein gewisser Überblick 
über die an der Rehabilitation beteiligten Fachkräfte aus den 
Erhebungen des Statistischen Bundesamtes gewinnen. Eine Be- 
darfsermittlung bezüglich des Pflegepersonals erfolgt gegen- 
wärtig im Rahmen einer üntersuchung der Deutschen Kranken- 
hausgesellschaft. 

Im Bildungsbereich ist es besonders schwierig, einen genauen 
Überblick über den Bedarf an rehabilitationsbezogenem Fach- 
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personal zu erlangen, weil an der Rehabilitation verschiedene 
zur Zeit noch voneinander wirkende Bildungseinrichtungen 
(Kindergärten, Normalschulen verschiedener Art und Stufe, 
Sonderschulen) beteiligt sind, die außer den Rehabilitationslei- 
stungen zum Teil ganz andere Aufgaben mit unterschiedlichem 
Personalbedarf zu erfüllen haben. 

Auch im Bereich der sozialen Berufe muß zunächst ein allgemei- 
ner Überblick über den Kräftebedarf in den einzelnen Berufen 
gewonnen werden. Eine Übersicht über die gegenwärtig tätigen 
Fachkräfte könnte etwa innerhalb eines Jahres erstellt werden. 
Weitere Ermittlungen über den Bedarf an Fachpersonal sind für 
die nächsten Jahre vorgesehen. Es läßt sich zur Zeit noch nicht 
absehen, wann die ersten Ergebnisse vorliegen werden. 


3. Welche Ausbildungsordnungen für rehabilitationsbezogene Be- 
rufe hält die Bundesregierung einer Überprüfung bedürftig, und 
welche Maßnahmen wurden in dieser Hinsicht bereits ein- 
geleitet? 

Den Initiativen der Bundesregierung zur Veränderung der Aus- 
bildungsordnungen für rehabilitationsbezogene Berufe sind 
durch die Verteilung der Kompetenzen auf Bund und Länder 
enge Grenzen gesetzt. 

Dies gilt besonders für den sozialen und den Bildungsbereich, 
wo die Zuständigkeit vorwiegend bei den Ländern liegt und 
sich die Bundesregierung im wesentlichen darauf beschränken 
muß, im Zusammenwirken mit den Ländern Anregungen zu er- 
teilen. Im Bereich der Heilberufe werden die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen, die bundesgesetzlich geregelt sind, laufend 
dahin gehend überprüft, ob sie den Anforderungen einer moder- 
nen Medizin genügen. Dabei spielen die Aufgaben und Ziel- 
setzungen der Rehabilitation eine bedeutende Rolle. Nach der 
Approbationsordnung für Ärzte vom 28. Oktober 1970 gehören 
Fragen der Rehabilitation ausdrücklich zum Prüfungsstoff. Bei 
der bevorstehenden Neuordnung der Ausbildung in der Kran- 
kenpflege muß im Zuge der europäischen Angleichungsbestre- 
bungen eine Ausbildung in der Rehabilitation sichergestellt 
werden. Für die Krankengymnasten umfaßt die Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung den Bereich der Rehabilitation schon seit 
langem. 


4. Welche neuen Berufsbilder für das Rehabilitationswesen sind 
nach Auffassung der Bundesregierung neu zu schaffen? 

Im Rehabilitationswesen sind nach Auffassung der Bundesre- 
gierung hauptsächlich im beruflichen und im gesundheitlichen 
Bereich einige neue Berufsbilder zu schaffen. Vor allem er- 
scheint es dringend geboten, möglichst bald ein einheitliches 
Berufsbild des Rehabilitationsberaters herzustellen, da unter 
dieser Berufsbezeichnung in den verschiedenen Rehabilitations- 
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einrichtungen Fachkräfte mit sehr unterschiedlicher Ausbildung 
tätig sind. 

Für den Beruf des Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten, für 
den es in einigen Ländern schon Ausbildungsvorschriften gibt, 
hat der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit so- 
eben einen Gesetzentwurf erarbeitet, der eine bundeseinheit- 
liche Regelung für den Zugang zu diesem Beruf vorsieht. Nach 
Auffassung der Bundesregierung müssen auch neue Berufsbil- 
der für die Logopäden und Orthoptisten entwickelt werden, wo- 
zu teilweise schon mit den Vorbereitungen begonnen wurde. 

Im Bereich der sozialen Rehabilitation hält die Bundesregierung 
es nicht für erforderlich, neue Berufe zu schaffen. Sie folgt damit 
dem weithin anerkannten Selbstverständnis von der Einheit der 
Sozialarbeit. Sie befürwortet daher eine Lösung, die durch Pro- 
filierung der Ausbildung zum Sozialarbeiter den Erfordernissen 
der einzelnen Berufsfelder in der Sozialarbeit, so auch dem der 
Rehabilitation Rechnung trägt. Im übrigen sollte der notwen- 
digen Spezialisierung der fachlichen Bildung auch durch Setzung 
entsprechender Fortbildungsschwerpunkte, vor allem im Rah- 
men der Fortbildung an Fachhochschulen, Rechnung getragen 
werden. Im Bildungsbereich ist die Entwicklung eines spezifi- 
schen Berufsbildes nur zur Betreuung solcher Behinderter not- 
wendig, die nach Art und Umfang ihrer Behinderung nicht zu- 
sammen mit normal entwickelten Kindern unterrichtet werden 
können. Dies beruht auf der Erfahrung, daß es pädagogisch gar 
nicht empfehlenswert ist, die behinderten Kinder zu separaten 
Gruppen zusammenzufassen, in denen sie nur unter sich sind 
und von spezialisierten Lehrern unterrichtet werden, sondern 
daß es viel sinnvoller ist, sie - soweit dies irgend möglich ist - 
in normalen Klassen zusammen mit den Gesunden zu betreuen 
und dadurch bereits einen wichtigen Beitrag zur sozialen Inte- 
gration zu leisten. Daher kommt es auf dem Bildungssektor 
nicht so sehr darauf an, ein spezifisches neues Berufsbild zu 
schaffen, als vielmehr die Belange der Rehabilitation in die 
Ausbildung des gesamten pädagogisch tätigen Personals ein- 
zubeziehen. 


5. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die sachlichen, 
personellen und finanziellen Voraussetzungen für die Ausbil- 
dungsmöglichkeiten zu diesen neuen Berufen zu schaffen? 

Mangels ausreichender Kompetenzen hat die Bundesregierung 
nur sehr beschränkte Möglichkeiten, die sachlichen, personellen 
und finanziellen Voraussetzungen für die neuen Berufe zu schaf- 
fen, weil die Bundesgesetze für die Heilberufe von den Ländern 
als eigene Angelegenheit ausgeführt werden. 

Im sozialen und im Bildungsbereich liegt die Zuständigkeit für 
die notwendigen Maßnahmen auf dem Personalsektor fast ganz 
bei den Ländern. Die Bundesregierung hat jedoch die Möglich- 
keit, im Rahmen ihrer Mitwirkung in der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung Modellversuche der Länder zu 
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unterstützen, die der Lehrerfortbildung und der Anpassung der 
Schulen an die Aufgaben der Rehabilitation dienen. Diese Mög- 
lichkeit wird von der Bundesregierung tatkräftig genutzt. 

Darüber hinaus muß sich die Bundesregierung weitgehend dar- 
auf beschränken, mit den Ländern die Durchführung neuer 
Vorschriften des Bundes oder der Länder zu erörtern und die 
notwendige Kooperation der beteiligten Stellen herbeizufüh- 
ren. Dies wird die Bundesregierung auch in Zukunft bei den 
Vorbereitungen zur Schaffung der neuen rehabilitationsbezo- 
genen Berufe tun. Finanzielle Maßnahmen brauchen dazu vom 
Bund nicht ergriffen zu werden. 
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